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BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS 

An den Prespa Ohrid Nature Trust (PONT) rechtsfähige Stiftung des bürgerlichen Rechts 

Prüfungsurteil 

Wir haben den Jahresabschluss des Prespa Ohrid Nature Trust (PONT), rechtsfähige 

Stiftung des bürgerlichen Rechts – bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2025 

und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2025 bis 

zum 31. Dezember 2025 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilan-

zierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft.  

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse ent-

spricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den gesetzlichen 

Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen der Satzung und vermittelt unter Be-

achtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsäch-

lichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage der Stiftung 

zum 31. Dezember 2025 sowie ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 

2025 bis zum 31. Dezember 2025. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwen-

dungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses geführt hat. 

Grundlage für das Prüfungsurteil 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses in Übereinstimmung mit § 317 HGB 

unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 

Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung 

nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Ab-

schlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses“ unseres Bestätigungsvermerks 

weitergehend beschrieben. Wir sind von der Stiftung unabhängig in Übereinstimmung 

mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben un-

sere sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen 

erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausrei-

chend und geeignet sind, um als Grundlage für unser Prüfungsurteil zum Jahresab-

schluss zu dienen. 
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Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Stiftungsrats für den Jahresab-

schluss 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlus-

ses, der den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestim-

mungen der Satzung in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jah-

resabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-

rung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- 

und Ertragslage der Stiftung vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verant-

wortlich für die internen Kontrollen, die sie als notwendig bestimmt haben, um die Auf-

stellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen falschen 

Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen (d.h. Manipulationen der Rechnungs-

legung und Vermögensschädigungen) oder Irrtümern ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verant-

wortlich, die Fähigkeit der Stiftung zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beur-

teilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit 

der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hin-

aus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes 

der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche 

oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 

Der Stiftungsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozes-

ses der Stiftung zur Aufstellung des Jahresabschlusses. 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresab-

schluss als Ganzes frei von falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen 

oder Irrtümern ist, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unser Prüfungsurteil 

zum Jahresabschluss beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass 

eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirt-

schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-

prüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Fal-

sche Darstellungen können aus dolosen Handlungen oder Irrtümern resultieren und wer-

den als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass 

sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses getroffenen 

wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 
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Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kriti-

sche Grundhaltung. Darüber hinaus 

• identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen im 

Jahresabschluss aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern, planen und füh-

ren Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prü-

fungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unser 

Prüfungsurteil zu dienen. Das Risiko, dass eine aus dolosen Handlungen resultie-

rende wesentliche falsche Darstellung nicht aufgedeckt wird, ist höher als das Risiko, 

dass eine aus Irrtümern resultierende wesentliche falsche Darstellung nicht aufge-

deckt wird, da dolose Handlungen kollusives Zusammenwirken, Fälschungen, beab-

sichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen 

interner Kontrollen beinhalten können. 

• erlangen wir ein Verständnis von den für die Prüfung des Jahresabschlusses rele-

vanten internen Kontrollen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den Um-

ständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirk-

samkeit der internen Kontrollen der Gesellschaft abzugeben. 

• beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten 

Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Ver-

tretern dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 

• ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen 

Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unter-

nehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob 

eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenhei-

ten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Stiftung zur Fortführung 

der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, 

dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungs-

vermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss aufmerksam zu  

machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungs-

urteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage  

der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. 

Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass die Stif-

tung ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann. 

• beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt ein-

schließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Ge-

schäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter 
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Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-

sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertrags-

lage der Stiftung vermittelt. 

Wir erörtern mit dem Stiftungsrat unter anderem den geplanten Umfang und die Zeitpla-

nung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger be-

deutsamer Mängel in internen Kontrollen, die wir während unserer Prüfung feststellen. 

SONSTIGE GESETZLICHE UND ANDERE RECHTLICHE ANFORDERUNGEN 

Vermerk über die Erweiterung der Jahresabschlussprüfung aufgrund § 6 Abs. 4 

Hessisches Stiftungsgesetz (HStiftG) 

Wir haben die Erhaltung des Stiftungsvermögens zum Bilanzstichtag 31. Dezember 

2025 und die satzungsgemäße Verwendung der Stiftungsmittel im Geschäftsjahr vom 

1. Januar 2025 bis zum 31. Dezember 2025 geprüft.  

Nach unserer Beurteilung wurde das Stiftungsvermögen zum Bilanzstichtag 31. Dezember 

2025, real erhalten. Die Stiftungsmittel wurden im Geschäftsjahr vom 1. Januar 2025 bis 

zum 31. Dezember 2025 bestimmungsgemäß verwendet.  

Wir haben unsere Prüfung aufgrund von § 6 Abs. 4 HStiftG unter Beachtung des Inter-

national Standard on Assurance Engagements (ISAE) 3000 (Revised) durchgeführt. Da-

nach wenden wir als Wirtschaftsprüfungsgesellschaft die Anforderungen des IDW Qua-

litätsmanagementstandards: Anforderungen an das Qualitätsmanagement in der Wirt-

schaftsprüferpraxis (IDW QMS 1 (09.2022)) an, die in Einklang mit dem vom Internatio-

nal Auditing and Assurance Standards Board (IAASB) herausgegebenen International 

Standard on Quality Management 1 (ISQM1) stehen. Die Berufspflichten gemäß der 

Wirtschaftsprüferordnung und der Berufssatzung für Wirtschaftsprüfer/vereidigte Buch-

prüfer einschließlich der Anforderungen an die Unabhängigkeit haben wir eingehalten. 

Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist nachfolgend wei-

tergehend beschrieben. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungs-

nachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile 

hierzu zu dienen. 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Erhaltung des Stiftungsvermögens 

und die satzungsgemäße Verwendung der Stiftungsmittel sowie für die Vorkehrungen 

und Maßnahmen (Systeme), die sie dafür als notwendig erachtet haben. 
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Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob in allen wesent-

lichen Belangen das Stiftungsvermögen zum Bilanzstichtag erhalten und die Stiftungs-

mittel im Geschäftsjahr satzungsgemäß verwendet wurden, sowie einen Vermerk zu er-

teilen, der unser Prüfungsurteil in Bezug auf die Erhaltung des Stiftungsvermögens und 

die satzungsgemäße Verwendung der Stiftungsmittel beinhaltet. Während der Prüfung 

üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grundhaltung. 

 

Nürnberg, 22. Mai 2026 

 

Baker Tilly GmbH & Co. KG  

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

 

 

 

Dittus  Dr. Schroff 

Wirtschaftsprüferin Wirtschaftsprüfer 

 



Prespa Ohrid Nature Trust (PONT), Offenbach am Main

Bilanz zum 31. Dezember 2025

Aktiva      Passiva

 31.12.2025 31.12.2024  31.12.2025 31.12.2025 31.12.2024 31.12.2024

EUR EUR EUR EUR EUR EUR

A. Anlagevermögen A. Eigenkapital

I. Stiftungskapital

I. Sachanlagen 1.   Grundstockvermögen 3.000.000,00  3.000.000,00  

Betriebs- und Geschäftsausstattung 1.521,00 2.650,00 2.   Zustiftungen 27.000.000,00 27.000.000,00

30.000.000,00 30.000.000,00

II. Finanzanlagen

Wertpapiere des Anlagevermögens 60.387.931,14 64.659.044,80 II. Rücklagen     

60.389.452,14 64.661.694,80 1. Kapitalrücklagen 40.776.356,66  38.649.395,59  

2. Ergebnisrücklagen 2.281.295,90 1.233.484,60

B. Umlaufvermögen 43.057.652,56 39.882.880,19

I. Forderungen und Sonstige Vermögensgegenstände III. Mittelvortrag  314.339,10  162.120,07

Sonstige Vermögensgegenstände 2.392.771,16 172.525,68   73.371.991,66  70.045.000,26

II. Guthaben bei Kreditinstituten 10.734.807,80 5.423.652,10 B. Rückstellungen     

 13.127.578,96 5.596.177,78 Sonstige Rückstellungen  145.039,44  212.720,72

C. Verbindlichkeiten     

Sonstige Verbindlichkeiten  0,00  151,60

73.517.031,10 70.257.872,58   73.517.031,10  70.257.872,58



Prespa Ohrid Nature Trust (PONT), Offenbach am Main

Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2025

2025 2025 2024 2024

EUR EUR EUR EUR

1. Ergebnis aus der Vermögensanlage und sonstige Erlöse

a)    Erträge aus der Vermögensanlage

aa) Zinsen, Dividenden und ähnliche Erträge 1.315.570,60 1.027.345,89

ab) Erträge aus Vermögensumschichtungen 1.287.915,82 571.828,39

ac) Erträge aus der Währungsumrechnung 781.118,98 0,00

3.384.605,40 1.599.174,28

b)    Aufwendungen für die Vermögensanlage

        bb) Aufwendungen aus der Währungsumrechnung 0,00 -376.971,38

        bc) Gebühren und sonstige Aufwendungen für die Vermögensanlage -368.671,57 -404.644,88

-368.671,51 -781.616,26

Nettoerlöse aus der Vermögensanlage 3.015.933,89 817.558,02

d) Erträge aus Zuwendungen und sonstige Erträge 426.193,20 124.209,24

Nettoerlöse 3.442.127,09 941.767,26

2. Projekt- und Förderaufwand sowie Sonstige Aufwendungen

a) Direkte Projektunterstützung

aa)     Fördermaßnahmen -3.430.810,98 -3.831.055,45

ab)     Beratung und andere Projekte -112.522,66 -84.711,60

-3.543.333,64 -3.915.767,05

b) Projektentwicklung und -überwachung intern -231.741,90 -190.410,38

c) Projektentwicklung und -überwachung extern -4.120,00 -34.388,00

d) Verwaltungs- und sonstige Aufwendungen

da)     Verwaltungsaufwand -263.396,85 -217.665,75

db)     Mittelaufnahme- und Werbeaufwand -22.543,30 -35.467,21

-285.940,15 -253.132,96

Projektaufwendungen und sonstige Aufwendungen gesamt -4.065.135,69 -4.393.698,39

3. Jahresfehlbetrag -623.008,60 -3.451.931,13

4. Mittelvortrag des Vorjahres 162.120,07 164.567,40

5. Entnahme aus Rücklage zur Vermögensausstattung 1.823.038,93 3.734.424,06

6. Einstellung in die freie Rücklage -1.047.811,30 -284.940,26

7. Mittelvortrag 314.339,10 162.120,07
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Prespa Ohrid Nature Trust (PONT), 
Offenbach am Main  

Anhang für das Geschäftsjahr 2025 

Allgemeine Angaben und Erläuterungen zum Jahresabschluss 

Der Prespa Ohrid Nature Trust (PONT) wurde als Stiftung bürgerlichen Rechts mit Stiftungsgeschäft vom 20. Oktober 

2015 gegründet. Die Anerkennung durch den Regierungspräsidenten erfolgte am 12. November 2015. Die Stiftung ist 

im Stiftungsverzeichnis des Regierungspräsidiums Darmstadt registriert. 

Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2025 wurde gemäß Satzung der Stiftung 

nach für Kapitalgesellschaften vergleichbarer Größenordnung von Zeit zu Zeit geltenden allgemein anerkannten Rech-

nungslegungsstandards nach deutschem Recht (German GAAP) aufgestellt. Im Geschäftsjahr erfüllte die Stiftung die 

Kriterien für eine kleine Kapitalgesellschaft (§ 267 Abs. 1 HGB). 

Bei der Gliederung von Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung wurde den Besonderheiten Rechnung getragen, die 

sich aus der Stiftungstätigkeit ergeben. Die Gewinn- und Verlustrechnung wurde in Anlehnung an das Umsatzkosten-

verfahren nach § 275 Abs. 3 HGB unter Berücksichtigung der stiftungsrechtlichen Besonderheiten aufgestellt.  

Bilanzierungs- und Bewertungsgrundsätze 

Die Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden wurden gegenüber dem Vorjahr unverändert angewendet. 

Sach- und Finanzanlagen werden zu Anschaffungskosten gemäß § 255 Abs. 1 HGB bewertet. Bei den Sachanlagen wird 

der Werteverzehr durch planmäßige Abschreibungen erfasst, die auf der Grundlage steuerrechtlich anerkannter Nut-

zungsdauern und der linearen Methode bemessen werden. Die Finanzanlagen werden bei voraussichtlich dauernder 

Wertminderung auf den niedrigeren beizulegenden Wert abgeschrieben. Von dem Wahlrecht bei voraussichtlich nicht 

dauernder Wertminderung wird kein Gebrauch gemacht. 

Die Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände werden mit ihren Anschaffungskosten oder mit dem am Bilanz-

stichtag niedrigeren beizulegenden Wert angesetzt. 

Guthaben bei Kreditinstituten werden zum Nominalwert angesetzt. 

Die Wertansätze der sonstigen Rückstellungen beinhalten alle erkennbaren Risiken und ungewisse Verbindlichkeiten. 

Sie werden mit dem Erfüllungsbetrag angesetzt, der nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung notwendig ist. 

Verbindlichkeiten sind mit dem Erfüllungsbetrag passiviert. 
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Geschäftsvorfälle in fremder Währung werden grundsätzlich mit dem Kurs am Tag des Geschäftsvorfalls erfasst. Forde-

rungen und Verbindlichkeiten in fremder Währung werden zum Umrechnungskurs des Entstehungstages bewertet. Die 

Umrechnung der Fremdwährungsposten zum Bilanzstichtag erfolgt grundsätzlich entsprechend den Regelungen des 

§ 256a HGB zum Devisenkassamittelkurs am Abschlussstichtag.  

Erläuterungen zur Bilanz 

Anlagevermögen 

Die Entwicklung des Anlagevermögens ist im angefügten Anlagenspiegel dargestellt. 

Finanzanlagen 

Von dem zu den Finanzanlagen gehörenden Wertpapierbestand mit einem Buchwert zum Ende des Berichtsjahrs in 

Höhe von EUR 60.387.931,14 werden folgende Wertpapiere über ihren beizulegenden Zeitwerten (Kurswerten am Bi-

lanzstichtag) ausgewiesen:  

 

  

Nominalwert  
bzw. Stück 

Buchwert 
Beizulegender 
Zeitwert 

   EUR EUR 

Anleihen    

Vonovia EMTN Sr.35 Tr.1 (2027-06-16) [DE000A3E5MG8] 300.000 293.305,00 290.373,00 

Bayerische Landesbank (2028-02-10) [DE000BLB6JJ0] 200.000 199.220,00 189.254,00 

2.30% Bundesrepublik Deutschland v. 2023 (2033) 350.000 345.439,50 342.160,00 

Commerzbank EMTN Sr.961 (2027-09-01) [DE000CZ45V82] 150.000 151.399,50 145.012,50 

Unibail-Rodamco EMTN (2027-02-27) [FR0013405032] 200.000 212.180,00 196.670,00 

1.625% Capgemini SE|EO-Notes 2020(20/26) 300.000 298.158,00 284.310,00 

Teleperformance (2027-11-26) [FR0014000S75] 300.000 292.147,00 270.600,00 

BNP Paribas (2027-04-13) [FR0014002X43] 200.000 199.614,00 193.720,00 

Credit Agricole (2028-04-20) [FR0014003182] 200.000 191.911,00 189.480,00 

2.85% Pepsico 200.000 188.420,95 170.070,69 

United States of America [US912797QN08] 400.000 337.863,77 336.172,39 

United States of America [US912797RT68] 400.000 340.995,35 339.255,60 

Koninklijke MTN Sr.1 (2028-09-11) [XS1485533431] 200.000 206.383,00 191.458,00 

Netflix (2027-05-15) [XS1821883102] 200.000 229.070,00 202.866,00 

Nasdaq (2029-03-28) [XS1843442622] 225.000 223.896,00 216.778,50 

Rumänien (2026-12-08) [XS1934867547] 75.000 80.775,00 74.760,00 

Becton Dickinson Euro Finance (2026-06-04) [XS2002532724] 270.000 269.916,00 268.501,50 

HeidelbergCement Finance Luxembourg (2027-12-01) 250.000 260.632,00 243.725,00 

DH Europe Finance (2026-03-18) [XS2050404636] 225.000 224.647,90 223.915,50 

Stryker (2029-03-01) [XS2087639626] 230.000 217.022,86 215.687,10 

RELX Finance (2028-03-10) [XS2126161764] 170.000 172.811,80 161.627,50 

1.625% Fresenius SE 300.000 295.811,10 295.038,00 
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Nominalwert  
bzw. Stück 

Buchwert 
Beizulegender 
Zeitwert 

   EUR EUR 

Prosus (2028-08-03) [XS2211183244] 120.000 121.980,00 115.455,60 

Goldman Sachs Group EMTN (2028-01-26) [XS2292954893] 140.000 139.427,40 133.504,00 

0.0% Kreditanst.f.Wiederaufbau|Med.Term Nts. v.21(29) 300.000 289.860,00 276.150,00 

0.925% UniCredit S.p.A.|EO-FLR Preferred MTN 22(27/28) 300.000 299.280,00 294.960,00 

0.75% Unilever 300.000 295.848,00 294.720,00 

  6.505.000 6.378.015,13 6.156.224,88 

Aktien    

Sonova Holding AG [CH0012549785] 360 102.865,98 80.073,03 

Lonza Group 95 57.840,86 54.871,66 

Nestle S.A 1.000 88.526,14 84.566,64 

Sika AG 300 80.856,32 52.389,65 

Alco AG 1.100 78.997,58 74.758,89 

Straumann Holding AG 1.270 168.143,81 127.477,39 

Siemens Healthineers AG [DE000SHL1006] 1.235 63.479,43 55.476,20 

Novo-Nordisk AS 1.560 112.274,83 67.933,70 

Techtronic Industries Co. Ltd. [HK0669013440] 7.500 98.924,96 75.424,68 

Shimano Inc. [JP3358000002] 410 81.470,82 36.857,31 

Fanuc Ltd. [JP3802400006] 2.000 70.683,50 66.153,80 

Mizuho Financial Group Inc. Registered Shares o.N. 2.200 68.704,24 68.176,26 

Astellas Pharma Inc. [JP3942400007] 3.800 57.065,83 43.240,28 

Wolters Kluwer N.V. [NL0000395903] 1.120 105.814,57 99.881,60 

Adobe Systems Inc. [US00724F1012] 415 186.106,17 124.598,97 

Ball Corp. [US0584981064] 1.225 91.004,59 55.548,08 

Cadence Design Systems Inc 465 139.266,24 124.992,76 

Danaher Spin Off 370 97.533,79 72.692,19 

Edward Lifesciences 940 76.022,56 69.012,86 

Meta Platforms Inc. 250 144.533,06 141.800,10 

Home Depot 300 109.801,21 88.497,57 

Keurig Dr. Pepper Inc. 2.140 67.389,38 51.308,24 

Mc Donald's Corp. 610 164.409,89 160.036,03 

Owens Corning 710 87.456,74 68.423,90 

Procter & Gamble Co. [US7427181091] 1.135 149.974,31 139.252,83 

Thermo Fisher Scientific Inc. [US8835561023] 120 62.509,19 59.632,06 

 32.630 2.611.656,00 2.143.076,68 

Fonds    

Sarasin Sustainable Properties - European Cities (SSP) Fonds 1.177 1.478.067,59 1.319.228,68 

Muzinich Enhancedyield Short-Term Fund Hedged EUR 27.637 2.295.682,56 2.214.276,44 

Evenlode ICAV-Evenlode Gl.Div Reg. Shs X4 EUR 1.052.170 1.546.022,35 1.534.800,38 

Candriam Bonds Credit Opportunities I (q) [LU1269889314] 1.666 2.306.147,60 2.257.246,74 

  1.082.650 7.625.920,10 7.325.552,24 
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Nominalwert  
bzw. Stück 

Buchwert 
Beizulegender 
Zeitwert 

   EUR EUR 

    

Sonstige Anteile    

Cibus Enterprise Fund I  435.803,75 349.012,79 

Cibus Enterprise Fund II  424.130,31 362.984,45 

Crown European Privat Debt/CEPD II  354.811,50 294.035,00 

   1.214.745,56 1.006.032,24 

    

Gesamt  17.830.336,79 16.630.886,04 

Zum 31. Dezember 2025 wurden auf diese Finanzanlagen keine außerplanmäßigen Abschreibungen auf die niedrigeren 

Kurswerte vorgenommen, da davon ausgegangen wird, dass es sich nicht um dauerhafte Wertminderungen handelt. 

Begründet wird diese Annahme damit, dass in der Vergangenheit nur kurzfristige und geringfügige Schwankungen der 

Kurswerte auftraten. Die Tabelle enthält nicht die Wertpapiere, bei denen der Buchwert unter dem Kurswert am Ab-

schlussstichtag liegt. 

Sonstige Vermögensgegenstände 

Unter den sonstigen Vermögensgegenständen sind in Höhe von EUR 44.374,43 Forderungen gegen die Nature Trust 

Alliance Stiftungen & Co. eGbR, Frankfurt am Main, enthalten, einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts, deren Gesell-

schafter PONT neben Caucasus Nature Fund (CNF), Blue Action Fund und Internationaler Naturerbe Fonds - Legacy 

Landscapes Fund ist.  

Die restlichen sonstigen Vermögensgegenstände betreffen Forderungen aus dem Verkauf von Wertpapieren, Dividen-

den und Zinsforderungen. Die sonstigen Vermögensgegenstände sind, wie im Vorjahr, innerhalb eines Jahres fällig. 

Bankguthaben in Fremdwährung 

Zum Bilanzstichtag weist die Stiftung Bankguthaben in fremder Währung in Höhe von USD 904.277,43 (EUR 770.240,23), 

CHF 190.347,92 (EUR 204.507,62), JPY 8.530.648,00 (EUR 46.380,87) und ALL 2.004.231,57 (EUR 21.068,12) aus. 

Stiftungskapital 

Das bisherige Stiftungskapital blieb zum Abschlussstichtag im vollen Umfang erhalten.  

Kapitalrücklagen 

Die Kapitalrücklagen resultieren aus Rücklagen zur Vermögensausstattung nach § 62 Abs. 3 Nr. 2 AO und betragen zum 

31. Dezember 2025 EUR 40.776.356,66.  

Der Stifter MAVA, Fondation pour la Nature, Gland, Schweiz, hat im Jahr 2016 in Höhe von EUR 6.600.000 und das 

Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) über die Kreditanstalt für Wiederauf-

bau (KfW) in Höhe von EUR 43.000.000 im Jahr 2016 und 2021 Zuwendungen in die Rücklagen nach § 62 Abs. 3 Nr. 2 

AO geleistet (im Folgenden bezeichnet als „MAVA Sinking Fund“ und „KfW Sinking Fund“). Im Jahr 2022 hat die Fonda-

tion Hans Wilsdorf, Carouge, Schweiz, eine Zuwendung in Höhe von EUR 5.000.000 und im Geschäftsjahr von weiteren 

EUR 2.500.000 in die Rücklagen nach § 62 Abs. 3 Nr. 2 AO geleistet (im Folgenden bezeichnet als „Wilsdof Sinking 
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Fund“). Die nachfolgenden Tabellen (gerundete Beträge in EUR) stellen die Entwicklung dieser Rücklagen dar. Die 

Agence Française de Développement (AFD) hat im Jahr 2025 einen Beitrag in Höhe von 1.450.000 Euro in die Rücklagen 

gemäß § 62 Abs. 3 Nr. 2 AO geleistet (im Folgenden „Agence Française de Développement AFD” genannt). Gemäß der 

Vereinbarung soll die Agence Française de Développement AFD bis 2030 für die Zwecke der Stiftung im Zusammenhang 

mit Maßnahmen in wichtigen ökologischen Korridoren verwendet werden, jedoch nur für Projekte in der Republik Nord-

mazedonien und in Albanien. Darüber hinaus können allgemeine Verwaltungsaufwendungen und die Kosten für das 

Büro in Albanien aus den Mitteln gedeckt werden. 

Gemäß der Vereinbarung mit MAVA ist der MAVA Sinking Fund zusammen mit den mit ihm erzielten Erträgen aus der 

Vermögensanlage in den Jahren 2016 bis 2030 für Zuwendungen an die griechische Nichtregierungsorganisation Société 

pour la Protection de Prespa (im Folgenden: SPP) zu verbrauchen. 

Gemäß der Vereinbarung mit der KfW ist der KfW Sinking Fund bis spätestens zum Jahr 2040 im Sinne des Stiftungs-

zwecks zu verbrauchen, jedoch nur für Projekte in der Republik Nordmazedonien und in Albanien. Zudem können allge-

meine Verwaltungskosten sowie Kosten des Büros in Albanien mit dem Sinking Fund gedeckt werden.  

Gemäß der Vereinbarung mit der Fondation Hans Wilsdorf ist der im Jahr 2022 geleistete Teil der Zuwendung des Wils-

dorf Sinking Fund ab dem Jahr 2023 bis spätestens zum Jahr 2040 im Sinne des Stiftungszwecks ausschließlich für Pro-

jekte in Griechenland zu verbrauchen. Der im Jahr 2025 erhaltene Teil des Wilsdorf Sinking Fund ist nicht zweckgebun-

den und kann bis spätestens 2035 im Einklang mit dem Stiftungszweck verwendet werden. 

 

 

  2025 

Zuwendung 

2016  

Ursprünglicher Betrag 
Bestand am 

31. Dezember 2024 
Entnahme aus Rücklage zur 

Verwendung für SPP 
Bestand am 

31. Dezember 2025 

 EUR EUR EUR EUR 

 
MAVA Sinking Fund 6.600.000 2.230.607 521.468  1.709.139 

  2025 

Zuwendung 

2016 und 2021 

Ursprünglicher Betrag 
Bestand am 

31. Dezember 2024 

Entnahme aus Rücklage zur 
Verwendung im Sinne des 

Stiftungszwecks 
Bestand am 

31. Dezember 2025 

 EUR EUR EUR EUR 

 
KfW Sinking Fund 43.000.000 31.720.025 1.119.141  30.600.884 

  2025 

Zuwendung 

2022  

Ursprünglicher Betrag 
Bestand am 

31. Dezember 2024 

Neue Zuwendung Entnahme aus Rück-
lage zur Verwendung 

im Sinne des Stif-
tungszwecks 

Bestand am 
31. Dezember 2025 

 EUR EUR EUR EUR EUR 

 
Wilsdorf Sinking Fund 5.000.000 4.698.763 2.500.000 182.430  7.016.334 
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Ergebnisrücklagen 

Die Ergebnisrücklagen setzen sich wie folgt zusammen:   

Rückstellungen 

Die sonstigen Rückstellungen enthalten ausstehende Rechnungen für im Berichtsjahr erhaltene Dienstleistungen im Be-

reich der Vermögensverwaltung, Jahresabschlusskosten, Sonderprüfungen, Depotgebühren und Buchführungsleistun-

gen sowie Rückstellungen für nicht genommenen Urlaub.  

Erläuterungen zur Gewinn- und Verlustrechnung 

Zinsen, Dividenden und ähnliche Erträge enthalten folgende Erträge: 

Erträge aus Vermögensumschichtungen enthalten Gewinne und Verluste aus dem Verkauf von Wertpapieren des Anla-

gevermögens sowie außerplanmäßige Abschreibungen auf Wertpapiere des Anlagevermögens. 

Erträge aus der Währungsumrechnung resultieren aus realisierten Ergebnissen aus unbedingten Termingeschäften (Fu-

tures auf den USD), Ergebnissen aus der Umrechnung von Bankkonten in Fremdwährung und Währungsdifferenzen bei 

Zahlungen in Fremdwährung.  

Gebühren und sonstige Aufwendungen für die Vermögensanlage resultieren aus Gebühren für Anlageberatung, Depot-

gebühren, ausländischen Quellensteuern, Dienstleistungskosten und auf die Vermögensanlage entfallende Verwal-

tungskosten der Nature Trust Alliance Stiftungen & Co. eGbR.  

Zuwendungen, Zuschüsse und sonstige Erträge enthalten eine erhaltene Zuwendung der Agence Francaise de Develop-

pement, Paris, Frankreich, eine Zuwendung der Fondation Hans Wilsdorf, Carouge, Schweiz sowie eine erhaltene Zu-

wendung von einem privaten Spender. 

 
31.12.2025  31.12.2024 

 

 EUR EUR 

Freie Rücklage nach § 62 Abs. 1 Nr. 3 AO 1.926.153,87 878.342,57 

Ansparrücklage nach § 62 Abs. 4 AO 355.142,03 355.142,03 

Gesamt 2.281.295,90 1.233.484,60 

 
31.12.2025  31.12.2024 

 

 EUR EUR 

Dividenden 154.069,61 161.723,03 

Zinsen und ähnliche Erträge 225.096,26 245.872,40 

Ausschüttungen aus Fonds 936.404,73 619.750,46 

Gesamt 1.315.570,60 1.027.345,89 
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Die Aufwendungen für Fördermaßnahmen und Projekte betreffen direkte Fördermaßnahmen im Fördergebiet. Die Auf-

wendungen für Projektentwicklung und -überwachung intern enthalten Personalaufwendungen, Reisekosten und Ver-

anstaltungskosten sowie Kosten für Miete des im Fördergebiet unterhaltenen Büros. 

Die Verwaltungsaufwendungen umfassen eigene Personalkosten, auf Ebene der Nature Trust Alliance Stiftungen & Co. 

eGbR angefallene Personalkosten, Mieten und andere Büroaufwendungen sowie Prüfungs- und externe Buchführungs-

kosten, Versicherungsprämien, IT-Dienstleistungen, Bankgebühren, Reisekosten und übrige Betriebsaufwendungen.  

Der Mittelaufnahme- und Werbeaufwand enthält Personalkosten und andere Kosten der Öffentlichkeitsarbeit. 

Sonstige Angaben 

Zur Absicherung von Wechselkursrisiken für Fremdwährungsguthaben und Finanzanlagen in US-Dollar wurden unbe-

dingte Termingeschäfte (Futures) abgeschlossen. Korrespondierend zum Marktwert der Futures erfolgen banktäglich 

Feststellungen sog. variation margins. Sind am Bilanzstichtag negative variation margins vorhanden, wird eine Drohver-

lustrückstellung gebildet. Ergebnisse aus glattgestellten Futures sind erfolgswirksam erfasst. Den realisierten Gewinnen 

oder Verlusten aus den Futures stehen teilweise gegenläufige Wertänderungen in den in USD gehaltenen Finanzanlagen 

gegenüber. Bewertungseinheiten nach § 254 HGB werden nicht gebildet. 

Die Verbindlichkeiten der Nature Trust Alliance Stiftungen & Co. eGbR, Frankfurt am Main, deren persönlich haftende 

Gesellschafterin die Stiftung ist, belaufen sich zum Bilanzstichtag auf insgesamt EUR 71.964,37.  

Zum Stichtag bestehen (noch nicht eingeforderte) Einzahlungsverpflichtungen für direkte Investitionen im Bereich der 

Vermögensanlage in Höhe von TEUR 6.741. 

Das als Aufwand erfasste Honorar des Abschlussprüfers beträgt TEUR 25 und betrifft mit TEUR 15 Abschlussprüfungs-

leistungen und mit TEUR 10 Sonderprüfungen.  

Stiftungsvorstand 

̶ Maria (Mirjam) de Koning,  

Executive Director, Tirana, Albanien 

Stiftungsrat 

̶ Dimitrios Karavellas, 

Director General, World Wide Fund for Nature Greece, Athen, Griechenland 

̶ Karen Möhring, 

Senior Portfolio Manager, KfW, Frankfurt am Main  

̶ David Fielding Morrison,  

Conservationist; Executive and Non-Executive Director on Conservation Trust Fund and Public Company 

Boards, Paris, Frankreich 

̶ Gabriel Schwaderer,  

EuroNatur Foundation, Executive Director, Radolfzell 

̶ Alessandro Manghi, 

Independent investor and consultant 

̶ Paule Gross, 

Founder and CEO of BiodivEarth. Montricher, Schweiz 
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Mitarbeiterzahl 

Die Stiftung beschäftigte im Geschäftsjahr 2025 neben dem Excecutive Director durchschnittlich sechs Mitarbeiter. 

Offenbach am Main, 22.05.2026 

 

Prespa Ohrid Nature Trust (PONT) 

Der Vorstand 



Prespa Ohrid Nature Trust (PONT), Offenbach am Main

Entwicklung des Anlagevermögens im Geschäftsjahr 2025

Buchwert Buchwert

01.01.2025 Zugänge Abgänge 31.12.2025 01.01.2025 Zugänge Abgänge 31.12.2025 31.12.2025 31.12.2024

EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR

  A. Anlagevermögen

    I. Sachanlagen

    Betriebs- und Geschäftsausstattung 9.947,85 0,00 0,00 9.947,85 7.297,85 1.129,00 0,00 8.426,85 1.521,00 2.650,00

    II. Finanzanlagen

    Wertpapiere des Anlagevermögens 64.819.265,20 18.793.867,56 22.548.103,33 61.065.029,43 160.220,40 516.877,89 0,00 677.098,29 60.387.931,14 64.659.044,80

    Summe Anlagevermögen 64.829.213,05 18.793.867,56 22.548.103,33 61.074.977,28 167.518,25 518.006,89 0,00 685.525,14 60.389.452,14 64.661.694,80

Anschaffungskosten kumulierte Abschreibungen



Allgemeine Auftragsbedingungen 
fur 

Wirtschaftspriiferinnen, Wirtschaftspriifer und 
Wirtschaftspriifungsgesellschaften 

vom 1. Januar 2024 

1. Geltungsbereich 

(1) Die Auftragsbedingungen gelten fur Vertrage zwischen Wirtschafts-
priiferInnen, Wirtschaftspriffern oder Wirtschaftsprilfungsgesellschaften 
(im Nachstehenden zusammenfassend „Wirtschaftsprufer" genannt) und 
ihren Auftraggebern Ober PrCrfungen, Steuerberatung, Beratungen in wirt-
schaftlichen Angelegenheiten und sonstige Auftrage, soweit nicht etwas 
anderes ausdnicklich in Textform vereinbart oder gesetzlich zwingend 
vorgeschrieben ist. 

(2) Dritte k6nnen nur dann Ansprijche aus dem Vertrag zwischen Wirt-
schaftspriifer und Auftraggeber herleiten, wenn dies vereinbart ist oder 
sich aus zwingenden gesetzlichen Regelungen ergibt. Ire Hinblick auf 
soiche Anspniche gelten diese Auftragsbedingungen auch diesen Dritten 
gegerajber. Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhaltnis mit 
dem Auftraggeber stehen dem Wirtschaftsprtifer auch gegenOber Dritten 
zu. 

2. Umfang und Ausfuhrung des Auftrags 

(1) Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein 
bestimmter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsat-
zen ordnungsmafliger Berufsaustibung ausgefiihrt. Der Wirtschaftsprufer 
Obemimmt im Zusammenhang mil seinen Leistungen keine Aufgaben 
der Geschaftsffihrung. Der Wirlschaftspriffer ist fur die Nutzung oder 
Umsetzung der Ergebnisse seiner Leistungen nicht verantwortlich. Der 
Wirtschaftspriffer ist berechtigt, sich zur Durchfiihrung des Auftrags sach-
verstandiger Personen zu bedienen. 

(2) Die Berticksichtigung auslandischen Rechts bedarf — aufter bel 
betriebswirtschaftlichen PrOfungen — der ausdnicklichen Vereinbarung In 
Texfforrn. 
(3) Andert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der abschlie-
f3enden beruflichen AuBerung, so ist der Wirtschaftspriffer nicht verpflich-
tet, den Auftraggeber auf Anderungen oder sich daraus ergebende Folge-
rungen hinzuweisen. 

3. Mitwirkungspflichten des Auftraggebers 

(1) Der Auftraggeber hat defer zu sorgen, dass dem Widschaftspriffer 
alle far die Ausfuhrung des Auftrags notwendigen Unterlagen und weite-
ren Informationen rechtzeitig Cibermittelt werden und ihm von alien Vor-
gangen und Umstanden Kenntnis gegeben wird, die fijr die Ausfiihrung 
des Auftrags von Bedeutung sein k8nnen. Dies gilt auch fur die Unterla-
gen und weiteren Informationen, Vorgange und Umstande, die erst wah-
rend der Tatigkeit des Wirtschaftspriffers bekannt werden. Der Auftragge-
ber wird dem Wirtschaftsprufer geeignete Auskunftspersonen benennen. 

(2) Auf Verlangen des Wirtschaftspriffers hat der Auftraggeber die Voll-
standigkeit der vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informationen 
sowie der gegebenen AuskOnfte und Erklarungen in einer vom Wirt-
schaftsprOfer formulierten Erkiarung in gesetzlicher Schriftform oder einer 
sonstigen vom Wirtschaftspriffer bestimmten Form zu bestatigen. 

4. Sicherung der Unabhangigkeit 

(1) Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhangigkeit 
der Mitarbeiter des Wirtschaftspriffers gefahrdet. Dies gilt fOr die Dauer 
des Auftragsverhaltnisses insbesondere fur Angebote auf Anstellung oder 
Ubernahme von Organfunktionen und ftir Angebote, Auftrage auf eigene 
Rechnung zu tibernehmen. 

(2) Solite die DurchfOhrung des Auftrags die Unabhangigkeit des Wirt-
schaftspriffers, die der mit ihm verbundenen Unternehmen, seiner Netz-
werkuntemehmen oder soicher mit ihm assoziierten Unternehmen, auf 
die die Unabhangigkeitsvorschriften in gleicher Weise Anwendung finden 
wie auf den Wirtschaftsprtifer, in anderen Auftragsvernaltnissen beein-
trachtigen, ist der Wirtschaftspriffer zur aufterordentlichen Kfindigung des 
Auftrags berechtigt. 

5. Berichterstattung und mOndliche Auskiinfte 

Soweit der Wirtschaftsprtifer Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des 
Auftrags in gesetzlicher Schriftform oder Textform darzustellen hat, 1st al-
lein diese Darstellung mafigebend. EntwOrfe solcher Darstellungen sind  

unverbindlich. Sofern nicht anders gesetzlich vorgesehen oder vertraglich 
vereinbart, sind rraindliche Erklarungen und Ausktinfte des Wirtschafts-
Offers nur dann verbindlich, wenn sie in Textform bestatigt warden. Er-
klarungen und Auskunfte des Wirtschaftspriffers au0erhalb des erteilten 
Auftrags sind stets unverbindlich. 

6. Weitergabe einer beruflichen Aullerung des WirtschaftsprOfers 
(1) Die Weitergabe beruflicher AuRerungen des Wirtschaftspriffers 
(Arbeitsergebnisse oder Ausztige von Arbeitsergebnissen — sei es im Ent-
wurf oder in der Endfassung) oder die Information Ober das Tatigwerden 
des WirtschaftsprOfers fiir den Auftraggeber an einen Dritten bedarf der 
in Textform erteilten Zustimmung des WirtschaftsprOfers, es sei denn, der 
Auftraggeber ist zur Weitergabe oder Information aufgrund eines Geset-
zes oder einer behordlichen Anordnung verpflichtet. 
(2) Die Verwendung beruflicher Auflerungen des WirtschaftsprOfers und 
die Information Ober das Tatigwerden des Widschaftspriffers far den Auf-
traggeber zu Werbezwecken durch den Auftraggeber sind unzulassig. 

7. Mangelbeseitigung 

(1) Bei etwaigen Mangeln hat der Auftraggeber Anspruch auf Nacherful-
lung durch den WirtschaftsprOfer. Nur bei Fehlschlagen, Unterlassen bzw. 
unberechtigter Verweigerung, Unzumutbarkeit oder UnmOglichkeit der 
Nacherftillung kann er die Vergtitung mindern oder vom Vertrag zurCick-
treten; ist der Auftrag nicht von einem Verbraucher erteilt warden, so kann 
der Auftraggeber wegen eines Mangels nur dann vom Vertrag zunicktre-
ten, wenn die erbrachte Leistung wegen Fehlschlagens, Unterlassung, 
Unzumutbarkeit oder Unmoglichkeit der Nachertillung fOr ihn ohne inte-
resse 1st. Soweit darijber hinaus SchadensersatzansprOche bestehen, gilt 
Nr. 9. 
(2) Ein Nacherfialungsanspruch aus Abs. 1 muss vom Auftraggeber un-
verzuglich in Textform geltend gemacht werden. NacherfOllungsansprii-
che nach Abs. 1, die nicht auf einer vorsatzlichen Handlung beruhen, ver-
jahren nach Ablaut eines Jahres ab dem gesetzlichen Verjahrungsbeginn. 
(3) Olfenbare Unrichtigkeiten, wie z.B. Schreibfehler, Rechenfehler und 
formelle Mange', die In einer beruflichen Augerung (Bericht, Gutachten 
und dgl.) des WirtschaftsprCrfers enthalten sind, konnen jederzeit vom 
Wirtschaftspriffer auch Dritten gegentiber berichtigt werden. Unrichtigkei-
ten, die geeignet sind, in der beruflichen AuRerung des Wirtschaftspriffers 
enthaltene Ergebnisse infrage zu stellen, berechtigen diesen, die Aufle-
rung auch Dritten gegenCiber zurOckzunehmen. In den vorgenannten Fal-
len ist der Auftraggeber vom Wirtschaftspriffer tunlichst vorher zu horen. 

8. Schweigepflicht gegentiber Dritten, Datenschutz 
(1) Der WirtschaftsprOfer ist nach MaSgabe der Gesetze (§ 323 Abs. 1 
HGB, § 43 WPO, § 203 StGB) verpflichtet, Ober Tatsachen und Umstan-
de, die ihm bei seiner Berufstatigkeit anvertraut oder bekannt werden, 
Stillschweigen zu bewahren, es sei denn, dass der Auftraggeber ihn von 
dieser Schweigepflicht entbindet. 
(2) Der Wirtschaftspriffer wird bei der Verarbeitung von personenbezo-
genen Daten die nationalen und europarechtlichen Regelungen zum Da-
tenschutz beachten. 

9. Haftung 
(1) Fiir gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschaftspriffers, 
insbesondere PrOfungen, gelten die jeweils anzuwendenden gesetzlichen 
Haftungsbeschrankungen, insbesondere die Haftungsbeschrankung des 
§ 323 Abs. 2 HGB. 

(2) Sofern weder eine gesetzfiche Haftungsbeschrankung Anwendung 
findet noch eine einzelvertragliche Haftungsbeschrankung besteht, ist der 
Anspruch des Auftraggebers aus dem zwischen ihm und dem Wirtschafts-
priffer bestehenden Vertragsverhaltnis auf Ersatz eines fahrlassig verur-
sachten Schadens, mit Ausnahme von Schaden aus der Verletzung von 
Leben, Korper und Gesundheit sowie von Schaden, die eine Ersatzpflicht 
des Herstellers nach § 1 ProdHaftG begninden, gernaB § 54a Abs. 1 
Nr. 2 WPO auf 4 Mio. € beschrankt. Gleiches gilt fijr AnsprOche, die Dritte 
aus oder im Zusammenhang ma dem Vertragsverhaltnis gegenOber dem 
Wirtschaftspriffer geltend machen. 
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(3) Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit dem Wirtschaftspriffer be-
stehenden Vertragsverhaltnis Ansprtiche aus einer fahrlassigen Pflichtver-
letzung des Wirtschaftspriffers her, gilt der in Abs. 2 genannte Hochstbetrag 
far die betreffenden AnsprOche alter Anspruchsteller insgesamt. 
(4) Der Hochstbetrag nach Abs. 2 bezieht sich auf einen einzelnen Scha-
densfall. Ein einzelner Schadensfall ist such bezuglich eines aus mehreren 
Pflichtverletzungen stammenden einheitlichen Schadens gegeben. Der ein-
zeine Schadensfall umfasst samtliche Folgen einer Pflichtverletzung ohne 
RUcksicht darauf, ob Schaden in einem oder in mehreren aufeinanderfol-
genden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf gleicher oder 
gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als einheitliche 
Pflichtverletzung, wenn die betreflenden Angelegenheiten miteinander in 
rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. In diesem Fall 
kann der Wirtschaftspriffer nur bis zur Hare von 5 Mio. € in Anspruch ge-
nommen werden. 

(5) Ein Schadensersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs 
Monaten nach der in Textform erklarten Ablehnung der Ersatzleistung Klage 
erhoben wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies 
gilt nicht fUr SchadensersatzansprOche, die auf vorsatzliches Verhalten zu-
nickzufiihren sind, sowie bei einer schuldhaften Verletzung von Leben, Kor-
per oder Gesundheit sowie bei Schaden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers 
nach § 1 ProdHaftG begrunden. Das Recht, die Einrede der Verjahrung gel-
tend zu machen, bleibt unberiihrt. 

(6) § 323 HGB blelbt von den Regelungen in Abs. 2 bis 5 unberiihrt. 

10. Erganzende Bestimmungen far Prtifungsauftrage 

(1) Andert der Auftraggeber nachtraglich den durch den Wirtschaftspriffer 
geprOften und mit einem Bestatigungsvermerk versehenen Abschluss oder 
Lagebericht, darf er diesen Bestatigungsvermerk nicht weiterverwenden. 

Hat der Wirtschaftspriffer einen Bestatigungsvermerk nicht erteilt, so ist 
ein Hinweis auf die durch den Wirtschaftsprilfer durchgeftihrte Prilfung im 
Lagebericht oder an anderer fur die effentlichkeit bestimmter Stelle nur mit 
in gesetzlicher Schriftform erteilter Einwilligung des Wirtschaftspriffers und 
mit dem von ihm genehmigten Wortlaut zulassig. 

(2) Widerruft der Wirtschaftspriffer den Bestatigungsvermerk, so darf der 
Bestatigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Auftraggeber 
den Bestatigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Verlangen des 
Wirtschaftspriffers den Widerruf bekanntzugeben. 

(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf funf Berichtsausfertigungen. Weite-
re Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt. 

11. Erganzende Bestimmungen fur Hilfeleistung in Steuersachen 

(1) Der Wirtschaftspriffer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in steuer-
lichen Einzelfragen als auch lm Falle der Dauerberalung die vom Auftrag-
geber genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und 
vollstandig zugrunde zu legen; dies gilt auch fur Buchfuhrungsauftrage. Er 
hat jedoch den Auftraggeber auf von ihm festgestellte wesentliche Unrichtig-
keiten hinzuweisen. 
(2) Der Steuerberatungsauftrag umfasst nicht die zur Wahrung von Fristen 
erforderlichen Handlungen, es sei denn, dass der Wirtschaftsprtifer hierzu 
ausdrucklich den Auftrag ubernommen hat. In diesem Fall hat der Auftrag-
geber dem Wirtschaftspriffer alle for die Wahrung von Fristen wesentlichen 
Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass 
dem WirtschaftsprOfer eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verffigung 
steht. 
(3) Mangers einer anderweitigen Vereinbarung in Textform umfasst die lau-
fende Steuerberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden Tatigkeiten: 

a) Ausarbeitung und elektronische Ubermittlung der Jahressteuererklarun-
gen, einschlieSlich E-Bilanzen, fur die Einkommensteuer, Korperschaft-
steuer und Gewerbesteuer, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber 
vorzulegenden Jahresabschliisse und sonstiger fiir die Besteuerung 
erforderlichen Aufstellungen und Nachweise 

b) Nachpriffung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuem 

c) Verhandlungen mit den Finanzbehorden im Zusammenhang mit den 
unter a) und b) genannten Erklarungen und Bescheiden 

d) Mitwirkung bei Betriebspriffungen und Auswertung der Ergebnisse von 
Betriebspriifungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern 

e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der 
unter a) genannten Steuern. 

Der Wirtschaftspriffer benicksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die 
wesentliche verOffentlichte Rechtsprechung und Verwaltungsauffassung. 

(4) Erhalt der WirtschaftsprOfer far die laufende Steuerberatung ein 
Pauschalhonorar, so sind mangels anderweitiger Vereinbarungen in Text-
form die unter Abs. 3 Buchst. d) und e) genannten Tatigkeiten gesondert 
zu honorieren. 

(5) Sofern der Wirtschaftspriffer such Steuerberater ist und die Steuer-
beratervergiffungsverordnung fur die Bemessung der Vergutung anzuwen-
den ist, kann eine hOhere oder niedrigere als die gesetzliche Vergutung in 
Textform vereinbart werden. 

(6) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer, 
perschaftsteuer, Gewerbesteuer und Einheitsbewertung sowie alter Fragen 
der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben erfolgt auf 
Grund elnes besonderen Auftrags. Dies gilt auch fur 
a) die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. auf 

dem Gebiet der Erbschaftsteuer und Grunderwerbsteuer, 
b) die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der 

Finanz- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen, 
c) die beratende und gutachtliche Tatigkeit im Zusammenhang mit 

Umwandlungen, Kapitalerhohung und -herabsetzung, Sanierung, 
Eintritt und Ausscheiden eines Gesellschafters, Betriebsverauberung, 
Liquidation und dergleichen und 

d) die Unterstutzung bei der Erfullung von Anzeige- und Dokumentations-
pflichten. 

(7) Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklarung als 
zusatzliche Tatigkeit Obemommen wird, gehOrt dazu nicht die Oberpriffung 
etwaiger besonderer buchmarliger Voraussetzungen sowie die Frage, ob 
ate in Betracht kommenden umsatzsteuerrechtlichen VergLinstigungen 
wahrgenommen worden sind. Eine Gewahr fiir die vollstandige Erfassung 
der Unterlagen zur Geltendmachung des Vorsteuerabzugs wird nicht Uber-
nommen. 

12. Elektronische Kommunikatlon 
Die Kommunikation zwischen dem Wirtschaftspriffer und dem Auftraggeber 
kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der Auftraggeber eine Kommunika-
tion per E-Mail nicht wunscht oder besondere Sicherheitsanforderungen 
stellt, wie etwa die VerschlUsselung von E-Mails, wird der Auftraggeber den 
Wirtschaftspriffer entsprechend in Textform informieren. 

13. VergUtung 

(1) Der Wirtschaftspritfer hat neben seiner Gebiihren- oder Honorarforde-
rung Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zu-
satzlich berechnet. Er kann angemessene VorschOsse auf Vergiffung und 
Auslagenersatz verlangen und die Auslieferung seiner Leistung von der vol-
len Befriedigung seiner AnsprUche abhangig machen. Mehrere Auftraggebe, 
haften als Gesamtschutdner. 
(2) 1st der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist eine Aufrechnung gegen 
Forderungen des WirtschaftsprUfers aui Vergiitung und Auslagenersatz nur 
mit unbestrittenen oder rechtskraftig festgestellten Forderungen zulassig. 

14. Streitschlichtungen 
Der Wirtschaftspriffer ist nicht bereit, an Streitbeilegungsverfahren vor einer 
Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des § 2 des Verbraucherstreitbei-
legungsgesetzes teilzunehmen. 

15. Anzuwendendes Recht 
Far den Auftrag, seine Durchfuhrung und die sich hieraus ergebenden 
Anspriiche gilt nur deutsches Recht. 

Lizenziert fur/Licensed to: Baker Tilly GmbH & Co. KG Wirtschaftsprufungsgesellschaft 
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